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1 Gegenstand und Zeitpunkt der Vernehmlassung

Die Verordnung vom 7. Dezember 2007 uber den Stilllegungs- und den Entsorgungsfonds fur Kernan-
lagen (SEFVl, SR 732.17) richtet sich nach den Vorgaben des Kernenergiegesetzes vom 21. Marz
2003 (KEG, SR 732.1). Mit der Revision der SEFV soll sichergesellt werden, dass die finanziellen
Mittel fur die Stillegung der Kernkraftwerke und die Entsorgung der radioaktiven Abfélle von den
Betreibern der Kernanlagen zeitgerecht bereit gestellt werden. Zu den wesentlichen Punkten der Re-
vision gehdren insbesondere die Anpassung der Beitragsberechnung, eine Verlangerung der Bei-
tragspflicht, engere Bandbreiten der Fondsbestande sowie strengere Regeln fiir Riickerstattungen. Im
Bereich der Beitragsberechnung wird neu von einer Teuerungsrate von 1,5 % und einer langfristigen
Nominalrendite (Anlagerendite) von 3,5 % ausgegangen. Zudem werden die Unsicherheiten der Kos-
tensteigerungen mittels eines pauschalen Sicherheitszuschlags von 30 % auf den berechneten Stillle-
gungs- und Entsorgungskosten bertcksichtigt. Neu ist auch die Verlangerung der Beitragspflicht:
Kinftig sollen die Betreiber auch nach der Ausserbetriebnahme ihrer Kernkraftwerke in die beiden
Fonds einzahlen missen (heute endet die Beitragspflicht mit der Ausserbetriebnahme der Kernanla-
ge). Uberdies sollen im Rahmen der Revision die Bandbreiten fir zulassige Abweichungen von den
Soll-Fondsbesténden enger festgelegt und in der SEFV verankert werden. Schliesslich sollen Riicker-
stattungen von zu viel einbezahltem Kapital strengeren Vorgaben unterliegen.

Mit Beschluss vom 21. August 2013 eroffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Revision der
SEFV. Die interessierten Kreise hatten bis am 22. November 2013 Gelegenheit, zum Verordnungs-
entwurf Stellung zu nehmen. An der Vernehmlassung beteiligten sich 26 Kantone, sieben politische
Parteien, der Schweizerische Stadteverband, zwolf Dachverbande der Wirtschaft, eine ausserparla-
mentarische Kommission, sechs Vertreter der Elektrizitdtswirtschaft sowie 14 Organisationen aus den
Bereichen Energiepolitik und Technik, Konsumentenvertretung sowie Umwelt- bzw. Landschafts-
schutz. Dazu kamen zwei Stellungnahmen von weiteren Vernehmlassungsteilnehmenden sowie acht
Spontanteilnahmen. Zudem haben zwei Kommissionen der eidgendssischen Rate zum Verordnungs-
entwurf Stellung genommen. Insgesamt gingen 78 Stellungnahmen ein.

2 Ubersicht uber die Vernehmlassungsteilnehmenden
Teilnehmende Adressaten | Stellungnahmen
1 Kantone 26 26
5 E_nergiefachstellen der Kantone und des Firstentums 27 0
Liechtenstein
3 Politische Parteien 12 7
4 Gesamtschweizerische !Dachverbande der Gemein- 3 1
den, Stadte und Berggebiete
5 Gesamtschweizerische Dachverbéande der Wirtschaft 34 12
6 Kommissionen und Konferenzen 10 3
7 Elektrizitatswirtschaft 13 6
8 Energiepolitische und technische Organisationen 60 9
9 Konsumentenorganisationen 5 1
10 | Umwelt- und Landschaftsschutzorganisationen 29 4
11 | Weitere Vernehmlassungsteilnehmende 32 2
Subtotal 1 251 71
12 | Spontanteilnahmen:
Subtotal 2
Total 251 78

! Im Folgenden wird ein Artikel der geltenden Verordnung mit SEFV, ein im Verordnungsentwurf neu vorgesehener Artikel
dagegen mit revSEFV gekennzeichnet.
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3 Uberblick tiber das Ergebnis der Vernenmlassung

Die Bemerkungen im Rahmen der Vernehmlassung fielen kontrovers aus. Eine Mehrheit stimmt dem
Verordnungsentwurf grundséatzlich zu. Befurwortet werden von zahlreichen Vernehmlassungsteilneh-
menden die Einfuhrung eines Sicherheitszuschlags auf den berechneten Kosten (teilweise mit unter-
schiedlichen Ansichten betreffend dessen Hohe), die Anpassung von Anlagerendite und Teuerungsra-
te sowie die Verlangerung der Beitragspflicht. Vereinzelt wurden allgemeine Bemerkungen zur Kern-
energiegesetzgebung angebracht.

Umestritten ist inshesondere die Hohe des vorgesehenen Sicherheitszuschlags von 30 % auf den be-
rechneten Kosten, auf den nach Ansicht einiger Vernehmlassungsteilnehmenden géanzlich zu verzich-
ten sei, wahrend andere fordern, es sei ein tieferer bzw. ein héherer Sicherheitszuschlag festzulegen.
Bei der Anlagerendite und der Teuerungsrate werden teils niedrigere, teils héhere Werte gefordert als
dies im Verordnungsentwurf vorgesehen ist. Verschiedene Anderungsvorschlage betreffen die Dauer
bzw. die Verlangerung der Beitragspflicht der Betreiber und die anzunehmende Betriebsdauer fur die
Berechnung der Beitrdge der Betreiber. Ein Anderungsvorschlag zielt auf die Verlangerung der Beo-
bachtungsphase auf 100 Jahre (als Parameter zur Ermittlung der Entsorgungskosten), ein anderer
darauf, dass die Kostenstudien durch eine unabhéngige Stelle erstellt werden sollen. Die neu vorge-
sehene Regelung, wonach eine Zwischenveranlagung bereits dann vorgenommen werden soll, wenn
sich eine negative Abweichung der Fondsbestande von mehr als 10 % des Sollwerts ergibt, wird teils
als nicht notwendig, teils als zu wenig weitgehend erachtet. Verschiedene im Bereich der Rickerstat-
tung vorgebrachten Anderungsvorschléage zielen auf eine Verscharfung der Voraussetzungen fiir die
Rickerstattung bei einem Fondsuberschuss. Namentlich soll die Rickerstattung von Fondskapital nur
noch indirekt in Form von ausgesetzten Beitragen erfolgen oder nach anderer Ansicht erst im Zeit-
punkt des Abschlusses der Stilllegung respektive sobald die radioaktiven Abfélle endgelagert seien.
Weitere Anderungsvorschlage betreffen die Anlagepolitik, die Ausschiisse und Fachgruppen, Anpas-
sungen im Bereich der im Anhang umschriebenen Begriffe sowie die Kompetenzdelegation vom Bun-
desrat an das Departement.

Der Verordnungsentwurf der SEFV wird von mehreren Kantonen mit wenigen Bemerkungen begruisst,
so von Basel-Landschaft, Basel-Stadt, Freiburg, Jura, Neuenburg, Nidwalden, Obwalden, Schaffhau-
sen, Schwyz, Solothurn, Tessin, Thurgau, Uri und Wallis. Die Kantone Aargau, Appenzell Ausserrho-
den, Appenzell Innerrhoden, Genf, Luzern, St. Gallen, Waadt, Zug und Zurich beflirworten die Revisi-
on im Grundsatz. Abweichend vom Verordnungsentwurf fordern die Kantone Aargau, Appenzell In-
nerrhoden und Zug einen Verzicht auf den 30 %-Sicherheitszuschlag und im Falle des Kantons Aar-
gau zudem die Festlegung einer héheren Anlagerendite als im Verordnungsentwurf vorgesehen. Nach
Ansicht des Kantons Zrich ist der 30 %-Sicherheitszuschlag zu hoch. Der Kanton Appenzell Ausserr-
hoden beantragt eine Reduktion des Sicherheitszuschlags auf 10 %. Demgegenuiber setzen sich die
Kantone Genf und Luzern dafiir ein, dass eine tiefere Anlagerendite sowie ein Sicherheitszuschlag
von 75 % festgeschrieben wird. Der Kanton St. Gallen erwartet, dass sich der Bund angemessen an
der Finanzierung der Stilllegungs- und Entsorgungskosten beteiligt. Der Kanton Waadt lehnt die vor-
gesehene Verlangerung der Beitragspflicht ab. Der Kanton Bern lehnt die Revision der SEFV zum
jetzigen Zeitpunkt ab und beantragt, diese zu sistieren, bis verlasslichere Erkenntnisse aufgrund aktu-
alisierter Kostenstudien vorliegen. Keine materiellen Bemerkungen zur Revision hatten die Kantone
Glarus und Graubiinden.

Der Schweizerische Stadteverband und die Stadt Zirich stimmen der Revisionsvorlage grundsatzlich
zu, ziehen dem 30 %-Sicherheitszuschlag jedoch eine fest definierte Methodik, welche wahrschein-
lichkeitstheoretischen und versicherungsmathematischen Grundsatzen geniigt, vor.

Bei den politischen Parteien wird der vorgesehene 30 %-Sicherheitszuschlag auf den berechneten
Kosten von der Burgerlich-Demokratischen Partei abgelehnt. Die FDP.Die Liberalen lehnt den 30 %-
Sicherheitszuschlag ebenfalls ab und erwartet, dass das Ende der Beitragspflicht klar definiert werde.
Die Griine Partei und die Jungen Griinen begrissen die Revision im Grundsatz, weisen aber zugleich
darauf hin, dass die vorgeschlagenen Anpassungen bei weitem ungeniigend seien. Insbesondere sei
eine tiefere Anlagerendite festzuschreiben und ein Sicherheitszuschlag von 100 % vorzusehen. Die
Grunliberale Partei setzt sich ebenfalls fir eine tiefere Anlagerendite ein und fordert eine Verdoppe-
lung des vorgesehenen Sicherheitszuschlags auf 60 %. Die Sozialdemokratische Partei bringt grund-
séatzliche Bemerkungen sowohl zur Kernenergie als auch zur Stilllegung und Entsorgung an. Die
Schweizerische Volkspartei lehnt die Revisionsvorlage als Ganzes ab.

Unterschiedlich haben sich die Vernehmlassungsteiinehmenden der Dachverbéande der Wirtschaft
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geaussert. Economiesuisse und die Fédération des Entreprises Romandes sehen derzeit keinen Be-
darf fir eine Revision der SEFV. Der Schweizerische Gewerbeverband und der Verband der Perso-
nalvertretungen der Schweizerischen Elektrizitatswirtschaft lehnen die Revisionsvorlage ab. Das Cent-
re Patronal steht der Vernehmlassungsvorlage ebenfalls ablehnend gegeniiber und bemangelt insbe-
sondere, dass keine Studien zu den wirtschaftlichen Auswirkungen der Revision auf die Betreiber
vorlagen. Der Schweizerische Gewerkschaftsbund begriisst die Vorlage, beantragt jedoch insbeson-
dere einen substanziell hoheren Sicherheitszuschlag. Ebenfalls begrusst werden die vorgesehenen
Anderungen der SEFV von swisscleantech. Nach Ansicht von swisscleantech sollte die Beitragssum-
me so ausgelegt sein, dass das Fondsvermdgen nach einer rechnerischen Betriebszeit von 50 Jahren
ausreicht, um die Stilllegungs- und Entsorgungskosten zu decken. Travail.Suisse beflrwortet die Vor-
lage grundsatzlich, méchte insbesondere den Sicherheitszuschlag jedoch auf mindestens 50 % erho-
hen. Keine materiellen Bemerkungen zur Revision hatten Gastrosuisse, der Schweizerische Arbeitge-
berverband, Swissmem sowie der Verband 6ffentlicher Verkehr.

Als Vertreter der Elektrizitatswirtschaft sehen die Axpo Holding AG, die BKW Energie AG, die Nationa-
le Genossenschatft fur die Lagerung radioaktiver Abféalle (Nagra) und swisselectric zurzeit keinen Revi-
sionsbedarf, namentlich da keine Finanzierungsliicke gegeben sei, und lehnen die vorgeschlagenen
Verordnungsanpassungen grosstenteils ab. Insbesondere sei auf den 30 %-Sicherheitszuschlag zu
verzichten und das Ende der Beitragspflicht anders zu definieren als im Verordnungsentwurf vorgese-
hen. Alpig AG befurwortet aufgrund der besonderen Thematik moderate und differenzierte Sicher-
heitszuschlage (fur die Stilllegung und die Entsorgung). Nach Ansicht von Energie Wasser Bern soll
der Sicherheitszuschlag auf ein verninftiges Mass reduziert und das Ende der Beitragspflicht anders
definiert werden als im Verordnungsentwurf vorgesehen.

Bei den energiepolitischen und technischen Organisationen stehen die Aktion fur verniinftige Energie-
politik Schweiz und Kettenreaktion der Revision ablehnend gegeniber. Es sei insbesondere auf den
Sicherheitszuschlag von 30 % zu verzichten und das Ende der Beitragspflicht anders als im Verord-
nungsentwurf vorgesehen zu definieren. Die Schweizerische Energie-Stiftung und die Schweizerische
Vereinigung fir Sonnenenergie begriissen die Revision im Grundsatz, weisen aber zugleich darauf
hin, dass die vorgeschlagenen Anpassungen bei weitem ungentgend seien. Insbesondere sei eine
tiefere Anlagerendite festzuschreiben und ein Sicherheitszuschlag von 100 % vorzusehen. Die Ar-
beitsgruppe Christen+Energie wie auch das Forum Medizin und Energie lehnen den Sicherheitszu-
schlag von 30 % ab. Keine materiellen Bemerkungen zur Revision hatten die Erddl-Vereinigung, Inf-
raWatt und der Verein Energy Certificate System.

Als Vertreterin der Konsumentenorganisationen begrusst die Stiftung fir Konsumentenschutz die Re-
vision im Grundsatz, weist aber zugleich darauf hin, dass die vorgeschlagenen Anpassungen bei wei-
tem ungeniigend seien. Insbesondere sei eine tiefere Anlagerendite festzuschreiben und ein Sicher-
heitszuschlag von 100 % vorzusehen.

Bei den Umwelt- und Landschaftsschutzorganisationen begrissen Greepeace, pro natura und World
Wide Fund For Nature die Revision im Grundsatz, weisen aber zugleich darauf hin, dass die vorge-
schlagenen Anpassungen bei weitem ungeniigend seien. Insbesondere sei eine tiefere Anlagerendite
festzuschreiben und ein Sicherheitszuschlag von 100 % vorzusehen. Keine materiellen Bemerkungen
zur Revision hatte ECO SWISS.

Als weitere Vernehmlassungsteilnehmende begrissen die Allianz Atomausstieg, die Frauen fur den
Frieden und der Verein NWA-Schweiz Nie wieder Atomkraftwerke die Revision im Grundsatz, weisen
aber zugleich darauf hin, dass die vorgeschlagenen Anpassungen bei weitem ungentigend seien.
Insbesondere sei eine tiefere Anlagerendite festzuschreiben und ein Sicherheitszuschlag von 100 %
vorzusehen. Die Arztinnen und Arzte fiir soziale Verantwortung/zur Verhiitung des Atomkrieges beto-
nen, dass der sicherheitstechnische Aspekt nicht durch finanzielle Uberlegungen relativiert werden
durfe. Zudem sei es problematisch, dass sich das Eidgendssische Nuklearsicherheitsinspektorat zur
Abschétzung der Stilllegungs- und Entsorgungskosten auf die Angaben der Betreiber abstiitze. Das
Energieforum Nordwestschweiz lehnt die Revisionsvorlage ab und méchte insbesondere auf den vor-
gesehenen Sicherheitszuschlag von 30 % verzichten. Oeku Kirche und Umwelt befiirwortet die Revi-
sionsvorlage im Grundsatz, spricht sich insbesondere aber fir einen Sicherheitszuschlag in der Hohe
von 100 % aus. Keine materiellen Bemerkungen zur Revision hatten die Rektorenkonferenz der Fach-
hochschulen der Schweiz und der Verband Freier Autohandel Schweiz.

Die Kommission fir Umwelt, Raumplanung und Energie des Sténderates (UREK-S) unterstitzt die

4/13



grundsétzliche Stossrichtung des Verordnungsentwurfs, erachtet den vorgesehenen Sicherheitszu-
schlag von 30 % jedoch als zu hoch. Die Finanzkommission des Nationalrates (FK-N) unterstiitzt die
Anliegen der Revision, insbesondere auch den Sicherheitszuschlag von 30 %, und schlagt vor, allen-
falls notwendige Korrekturen an den Parametern friihzeitig in die Wege zu leiten. Keine materiellen
Bemerkungen zur Revision hatte die Wettbewerbskommission.

4 Allgemeine Bemerkungen zur Revision der Stilllegungs- und Entsor-
gungsfondsverordnung

4.1 Notwendigkeit der Revision und allféllige Finanzierungsliicke

Der Kanton Bern lehnt die Revision der SEFV zum jetzigen Zeitpunkt ab und beantragt, diese zu sis-
tieren, bis verlasslichere Erkenntnisse aufgrund aktualisierter Kostenstudien vorlagen. Die Schweizeri-
sche Volkspartei lehnt die Vorlage der SEFV-Revision ebenfalls ab. Es gebe keinen nachvollziehba-
ren Grund fur eine Revision, ausser man erachte die weitere, systematische Schlechterstellung der
Rahmenbedingungen des Energietragers Kernkraft als Ziel. Ebenfalls abgelehnt wird die Revisions-
vorlage vom Schweizerischen Gewerbeverband.

Der Kanton Aargau, die Birgerlich-Demokratische Partei, die FDP.Die Liberalen, die Schweizerische
Volkspartei sowie mehrere Organisationen sind der Ansicht, dass derzeit keine Finanzierungslicke
bestehe und sowohl beim Stilllegungs- als auch beim Entsorgungsfonds die Soll-Werte erreicht wiir-
den. Economiesuisse weist zudem darauf hin, dass es heute verfriiht sei, einen Anderungsbedarf
abzuleiten. Erst mit der nachsten ordentlichen Kostenstudie 2016 wirden weitere Erkenntnisse ge-
wonnen. Die Birgerlich-Demokratische Partei sowie die Fédération des Entreprises Romandes spre-
chen sich dafur aus, das bestehende Modell zur Kosten- und Beitragsberechnung beizubehalten. Die
FDP.Die Liberalen lehnt eine Erhéhung der Beitrage der Betreiber ab. Die Sozialdemokratische Partei
geht von einem aktuellen Fehlbetrag der Stilllegungs- und Entsorgungsfonds von ungefahr 7 Milliar-
den Schweizer Franken aus.

4.2 Befurwortung der Risikoreduktion des Bundes und Frage nach einer Beteili-
gung des Bundes an den Stilllegungs- und Entsorgungskosten

Die Kantone Aargau, Basel-Stadt, Genf, Neuenburg, Schwyz, Uri, Waadt, Wallis, die Griine Partei, die
Grinliberale Partei, die Jungen Griinen, die Sozialdemokratische Partei, mehrere Organisationen
sowie die FK-N beflirworten das Ziel der Revision, das Risiko einer Beteiligung des Bundes an den
Stilllegungs- und Entsorgungskosten zu reduzieren.

Die Allianz Atomausstieg, Greenpeace sowie mehrere Organisationen kritisieren, dass gemass Arti-
kel 80 Absatz 4 KEG die Bundesversammlung beschliessen kénne, ob und in welchem Ausmass sich
der Bund an den nicht gedeckten Kosten beteilige, falls die Deckung des Differenzbetrages fir die
Fonds-Nachschusspflichtigen wirtschaftlich nicht tragbar sei. Das Gesetz misse vielmehr den Bund
explizit von dieser Staatsgarantie befreien (Anderung von Art. 80 Abs. 4 KEG).

Der Kanton St. Gallen erwartet demgegentber, dass sich der Bund an den erhdhten Kosten der Still-
legung- und Entsorgungsfonds angemessen beteiligt.

4.3  Verursacherprinzip und Kostenwahrheit

Mehrere Kantone, die Stadt Zirich, die Grunliberale Partei sowie mehrere Organisationen begriissen
die dem Verursacherprinzip Rechnung tragenden Anpassungen der SEFV. Nach Ansicht des Kantons
Basel-Stadt bleibt allerdings offen, ob die Fonds dereinst in der Lage sein werden, alle Stilllegungs-
und Entsorgungskosten zu tragen. Aus diesem Grund sei inskiinftig regelmassig anhand der alle finf
Jahre durchzufiihrenden Kostenstudien systematisch zu priifen, ob ein Handlungsbedarf im Hinblick
auf die Parameter zur Aufnung der Fonds bestehe und gegebenenfalls weitere Erhéhungen der Bei-
trage vorgesehen werden muissten. Der Kanton Waadt bekraftigt, dass die Stillegungs- und Entsor-
gungskosten vollstéandig von den Betreibern getragen werden sollen.

Die Sozialdemokratische Partei, der Schweizerische Stadteverband sowie swisscleantech stellen in-
frage, ob die Sicherstellung der Stilllegungs- und Entsorgungskosten im Rahmen der geltenden Ver-
ordnung gewahrleistet sei und begriissen die in der Revision der SEFV vorgesehenen Anderungsvor-
schlage zur Erreichung von mehr Kostenwahrheit. Die Sozialdemokratische Partei weist zudem darauf
hin, dass die Stilllegungs- und Entsorgungskosten zwar grundsatzlich von den Betreibern zu tragen

5/13



seien, eine finanzielle Beteiligung des Bundes jedoch nach geltendem Recht nicht ausgeschlossen
sei, womit dem Verursacherprinzip nur sehr bedingt nachgelebt werde.

4.4 Nichtbertcksichtigung der Mdglichkeit sinkender Preise durch potentiellen
technologischen Fortschritt

Die Burgerlich-Demokratische Partei sowie die Fédération des Entreprises Romandes bemangeln,
dass der Verordnungsentwurf einseitig von stets steigenden Kosten ausgehe, was u.a. durch die Ein-
fuhrung eines Sicherheitszuschlags von 30 % zum Ausdruck komme. Nicht berlicksichtigt wirden
dagegen magliche positive technologische Entwicklungen und damit sinkende Preise.

4.5  Auswirkungen der Revision auf den Preis des Stroms aus Kernkraftwerken

Der Kanton Tessin sowie das Centre Patronal stellen fest, dass im Rahmen der Revision der SEFV
keine Untersuchungen zu den wirtschaftlichen Auswirkungen der vorgesehenen héheren Kosten fir
Beitragszahlungen auf die Betreiber der Kernkraftwerke sowie auf den Preis des in Kernkraftwerken
produzierten Stroms angestellt wurden. Das Centre Patronal macht darauf aufmerksam, dass gemass
Verordnungsentwurf erhebliche Zusatzkosten auf die Betreiber zukamen.

Der Verband der Personalvertretungen der Schweizerischen Elektrizitatswirtschaft VPE erachtet eine
Erhdhung der Beitrage als unnétig und diskriminierend und lehnt eine vorsorgliche Erhéhung ab. Dies
wirde zu einer kinstlichen Verteuerung von Strom aus Kernkraftwerken fihren und damit die Wirt-
schaftlichkeit in einem ohnehin schwierigen européischen Umfeld zuséatzlich in Frage stellen.

4.6 Forderung nach weitergehenden Sicherheiten auf der Stufe des KEG

Die Kantone Basel-Stadt und Schaffhausen, die Sozialdemokratische Partei, der Schweizerische
Stadteverband sowie die FK-N fordern, dass im Rahmen einer kiinftigen Revision des KEG zusétzli-
che Sicherungsmassnahmen (wie z.B. die Einflihrung eines Durchgriffs auf Aktionére, eine Solidarhaf-
tung im Konzern etc.) vertieft geprift werden sollen.

Die Allianz Atomausstieg, Greenpeace sowie mehrere Organisationen bemerken, dass es nach Aus-
serbetriebnahme der Kernkraftwerke keine Garantie gebe, um die Betreiber weiterhin zu Fondszah-
lungen verpflichten zu kénnen. Insbesondere bei den Betreibern der Kernkraftwerke Gésgen und
Leibstadt handle es sich um privatrechtlich organisierte Partnerwerke, deren Kapitaldecke sehr diinn
sei. Dies berge das Risiko, dass sie fir die Stilllegungs- und Entsorgungskosten gar nicht aufkommen
kénnten. Deshalb misse das KEG geandert und der Durchgriff auf die Aktionare gewahrleistet wer-
den.

4.7  Weitere Bemerkungen

Die Sozialdemokratische Partei bemerkt, dass der Atomstrom nicht kostendeckend sei und grosse
finanzielle Risiken fur die Gesellschaft mit sich bringe. Es musse fiir eine ausreichende Transparenz in
finanziellen Fragen gesorgt werden. Dies setze zumindest die vorgeschlagene Verordnungsanderung
voraus. Sie weist ferner darauf hin, dass die tiefe Eigenkapitalquote der Kernkraftwerke Gésgen und
Leibstadt dazu fuhre, dass Kostenlberschreitungen bei den Stilllegungs- und Entsorgungskosten die
Mittel der Betreibergesellschaften Ubersteigen wiirden. Sowohl Gdsgen als auch Leibstadt kAmen nur
noch zu vermeintlichem Eigenkapital, indem die zukiinftigen Kosten flir Nachbetrieb, Stilllegung und
Entsorgung aktiviert, d.h. als Vermdgen ausgewiesen wiirden. Ohne diese Aktivierung wiirde ein ne-
gatives Eigenkapital resultieren und es muissten Sanierungsmassnahmen gemass Obligationenrecht
eingeleitet werden.

5 Bemerkungen zum Entwurf der Stilllegungs- und Entsorgungsfondsver-
ordnung

5.1 Dauer der Beobachtungsphase als Parameter fir die Berechnung der Entsor-
gungskosten

Die Griine Partei, die Jungen Griinen sowie mehrere Organisationen weisen darauf hin, dass die Lan-
ge der Beobachtungsphase im KEG nicht definiert sei. Im EKRA-Konzept (Expertengruppe Entsor-
gungskonzept fir radioaktive Abfélle, die das aktuelle Konzept der Tiefenlagerung erarbeitet hat) sei
die Dauer der Beobachtungsphase bewusst nicht vorgeschrieben, um den Experten die Méglichkeit zu
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lassen, diese so lange als nétig zu gestalten. Es sollten deshalb 100 Jahre anstatt 50 Jahre ange-
nommen werden.

5.2 Kostenstudien

5.2.1 Erstellung der Kostenstudien durch eine unabhéangige Stelle

Die Grune Partei, die Jungen Grinen, der Schweizerische Gewerkschaftsbund sowie mehrere Orga-
nisationen kritisieren, dass die Kostenstudien, die als Grundlage der Finanzierung der Stilllegungs-
und Entsorgungskosten dienen, von swissnuclear sowie der Nagra erstellt wiirden, womit eine unab-
hangige Berechnungsstelle fehle. Die Kostenstudien missten daher von einer unabhéngigen Berech-
nungsstelle erstellt werden. Artikel 4 SEFV sei entsprechend zu ergénzen.

5.2.2 Notwendigkeit einer zweiten Kostenschatzung

Die Griine Partei, die Jungen Griinen sowie mehrere Organisationen geben zu bedenken, dass es im
Umgang mit radioaktiven Altlasten an Erfahrung mangle. Die aktuellen Kostenstudien erweckten zu
Unrecht den Eindruck, dass die Kosten fiir den Nachbetrieb und die Lagerung der radioaktiven Abfélle
gut abschatzbar seien. Die Kostenstudien missten vielmehr Unsicherheiten aufzeigen, um unter-
scheiden zu kénnen, welche Kostenpunkte gut abschétzbar und welche nur vage Annéherungen sei-
en. Es sei insbesondere eine zweite Schatzung der Kosten vorzulegen.

5.3  Verschiebung der Kostenberechnung bei endgultiger Ausserbetriebnahme

Alpig AG, die Axpo Holding AG, die BKW Energie AG sowie swisselectric begrissen die Bestimmung,
wonach die Kommission die Neuberechnung infolge der endgtiltigen Ausserbetriebnahme einer Kern-
anlage auf die nachste ordentliche Kostenberechnung verschieben kénne. Damit kdnnten mehrere
Kostenschéatzungen innerhalb eines kurzen Zeitraums vermieden werden.

54 Dauer der Beitragspflicht
5.4.1 Anpassung der Dauer der Beitragspflicht

Mehrere Kantone, die Burgerlich-Demokratische Partei, die Grunliberale Partei, mehrere Organisatio-
nen sowie die FK-N stimmen der vorgeschlagenen Anpassung der Dauer der Beitragspflicht zu.

Nach Ansicht des Kantons Zirich muss sichergestellt werden, dass die Eigentiimer innerhalb einer
verhaltnismassigen Frist nach der endgultigen Ausserbetriebnahme ihrer Kernanlagen aus der Bei-
tragspflicht entlassen werden und ihre Gesellschaft aufldsen kénnen.

Der Kanton Waadt lehnt eine Verlangerung der Beitragspflicht ab und spricht sich dafir aus, dass die
Betreiber ihre Beitragszahlungen (inkl. einer angemessenen Reserve) innerhalb der Betriebszeit der
Kernkraftwerke leisten.

Gemass swisselectric sowie mehreren Organisationen ist es unverhaltnismassig, das Ende der Bei-
tragspflicht allein vom Vorhandensein eines geologischen Tiefenlagers abhangig zu machen. Artikel 7
Absatz 2 Buchstabe b revSEFV soll in dem Sinne abgeéandert werden, dass die Beitragspflicht fiir den
Entsorgungsfonds mit der Ablieferung der radioaktiven Abfélle der jeweiligen Kernanlage in ein geolo-
gisches Tiefenlager oder — falls dieser friher stattfindet — mit dem Abschluss der Stilllegung der jewei-
ligen Kernanlage ende.

Swisscleantech weist darauf hin, dass im Zeitpunkt der endgiiltigen Ausserbetriebnahme geniigend
finanzielle Mittel rickgestellt sein mussten und die sachliche Berechtigung fur eine Verlangerung der
Beitragspflicht Uber diesen Zeitpunkt hinaus unklar sei. Durch die Verlangerung der Beitragspflicht
ergebe sich ein falscher Anreiz fur die Betreiber, die Anlagen mdéglichst lange in Betrieb zu halten.

Die Sozialdemokratische Partei bemangelt die vorgeschlagene Regelung, wonach die Beitragspflicht
der Betreiber in Bezug auf den Entsorgungsfonds mit der Verbringung der radioaktiven Abfalle der
jeweiligen Kernanlage in ein geologisches Tiefenlager ende. Damit wirden die Betreiber zu friih aus
der Verantwortung entlassen.

5.4.2 Forderung nach einer klaren Definition der Dauer der Beitragspflicht

Nach Ansicht der FDP.Die Liberalen enthalt die vorgeschlagene Bestimmung, wonach die Beitrags-
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pflicht ende, sobald die Abfalle in ein geologisches Tiefenlager verbracht sind, keine klare Definition.
Die Beitragspflicht sollte mit der abgeschlossenen Stilllegung enden.

5.5  Angenommene Betriebsdauer fur die Berechnung der Beitrage

5.5.1 Betriebsdauer von 40 bzw. 45 Jahren fiir die Berechnung der Beitrage

Die Kantone Luzern und Waadt, die Sozialdemokratische Partei, die Griine Partei, der Schweizerische
Gewerkschaftsbund sowie mehrere Organisationen sprechen sich dafir aus, als Berechnungsgrund-
lage fir die Beitrdge von einer Betriebsdauer von 40 anstatt von 50 Jahren auszugehen. Die Grinlibe-
rale Partei fordert, dass eine Betriebsdauer von 45 Jahren festgeschrieben werde. Die FK-N fordert,
dass bei der nachsten Kostenschatzung eine alternative Berechnung aufzuzeigen sei, die von maxi-
mal 40 Betriebsjahren der Kernkraftwerke ausgeht.

5.5.2 Annahme einer Betriebsdauer von 50 Jahren als Berechnungsgrundlage auch bei vor-
zeitiger Ausserbetriebnahme

Die BKW Energie AG beantragt, auch bei vorzeitiger endgiiltiger Ausserbetriebnahme eine Betriebs-
dauer von 50 Jahren anzuwenden. Einerseits werde im Verordnungsentwurf die Beitragsdauer Uber
die endgultige Ausserbetriebnahme verlangert und andererseits sei es ein politisches Anliegen (vgl.
die Motion 13.3285 — Forderung der freiwilligen Stilllegung alterer Kernanlagen), die vorzeitige endgiil-
tige Ausserbetriebnahme zu erleichtern. Deshalb schlagt die BKW Energie AG verschiedene Neufor-
mulierungen vor.

Swisscleantech schlagt vor, die Beitragssumme so auszulegen, dass am Ende der rechnerischen
Betriebszeit von 50 Jahren das Fondsvermdégen ausreicht, um Stilllegung und Entsorgung abwickeln
zu kénnen. Bei einem allfalligen langeren Betrieb waren Entschadigungen fur die zusétzlichen Kosten
zu leisten; im Falle einer frihzeitigen Stilllegung sollten die Einlagen bis zur Normlebensdauer gestaf-
felt getatigt werden kénnen, entsprechend der Motion 13.3285.

5.6 Sicherheitszuschlag von 30 %

Die Kantone Basel-Stadt, Nidwalden, Schwyz, Solothurn, Uri und Waadt, die Sozialdemokratische
Partei, swisscleantech sowie die FK-N unterstiitzen den im Verordnungsentwurf auf den berechneten
Kosten vorgesehenen 30 %-Sicherheitszuschlag. Die FK-N erachtet diesen Zuschlag als absolutes
Minimum.

Mehreren Vernehmlassungsteilnehmenden geht der vorgesehene Sicherheitszuschlag von 30 % auf
den berechneten Kosten zu wenig weit. Travail.Suisse spricht sich fir einen Sicherheitszuschlag von
mindestens 50 % aus, die Grinliberale Partei fordert einen 60 %-Sicherheitszuschlag und die Kantone
Genf und Luzern befiirworten einen Sicherheitszuschlag in der Hohe von 75 %. Die Griine Partei, die
Jungen Griinen sowie mehrere Organisationen setzen sich fir die Einfihrung eines Sicherheitszu-
schlags von 100 % ein. Ferner beantragt der Schweizerische Gewerkschaftsbund, dass der Sicher-
heitszuschlag von 30 % entweder substanziell erhéht oder durch eine reale Kostensteigerungsrate bei
der Berechnung der Jahresbeitréage ersetzt werde.

Die Kantone Aargau, Appenzell Ausserrhoden und Zirich, die FDP.Die Liberalen, Energie Wasser
Bern, sowie die UREK-S erachten den Sicherheitszuschlag in der Héhe von 30 % auf den berechne-
ten Kosten als zu hoch und sprechen sich fir eine Herabsetzung desselben aus. Der Kanton Appen-
zell Ausserrhoden schlagt eine Herabsetzung auf 10 % vor.

Die Kantone Appenzell Innerrhoden, Bern und Zug, die Blrgerlich-Demokratische Partei, die Schwei-
zerische Volkspartei sowie mehrere Organisationen méchten auf den Sicherheitszuschlag verzichten.

Economiesuisse, die Axpo Holding AG, die BKW Energie AG, swisselectric, Kettenreaktion sowie das
Energieforum Nordwestschweiz lehnen den 30 %-Sicherheitszuschlag als unbegrindet und unver-
haltnisméssig ab. Alpig AG beflirwortet aufgrund der besonderen Thematik moderate und differenzier-
te Sicherheitszuschlage, die tiefer als 30 % angesetzt werden sollten. Zudem soll dieser Sicherheits-
zuschlag methodisch korrekt und sachgerecht sein.

Die FDP.Die Liberalen fordert eine klar nachvollziehbare Berechnungsmethode fiir die Hohe des Si-
cherheitszuschlages. Der Schweizerische Stadteverband sowie die Stadt Zirich ziehen eine risiko-
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adaquate Bewertung (basierend auf einem quantitativen Risikomodell) einem pauschalen Sicherheits-
zuschlag von 30 % vor. Die Ermittlung des Sicherheitszuschlages solle mit einer fest definierten Me-
thodik erfolgen, welche wahrscheinlichkeitstheoretischen und versicherungsmathematischen
Grundsatzen genilige. Entsprechend sei der Sicherheitszuschlag unabhangig von den Anlageertragen
und der allgemeinen Teuerung zu betrachten.

Die Kantone Aargau und Zirich, Alpiq AG, die Axpo Holding AG, die BKW Energie AG sowie swisse-
lectric sprechen sich dafur aus, bei einem allfélligen Sicherheitszuschlag zwischen Stilllegung und
Entsorgung zu differenzieren. Sollte ein Sicherheitszuschlag eingefiihrt werden, so soll dieser nach
Ansicht der Axpo Holding AG im Bereich der Stilllegung 5 %, im Bereich der Entsorgung 10 % betra-
gen.

5.7  Anlagerendite und Teuerungsrate

5.7.1 Anpassung der Anlagerendite und der Teuerungsrate

Mehrere Kantone, swisselectric, mehrere Organisationen sowie die FK-N unterstiitzen die im Verord-
nungsentwurf neu vorgesehene Anlagerendite von 3,5 % und die Teuerungsrate von 1,5 %. Die FK-N
fordert zudem, diese Sollwerte regelmassig mit den tatsachlichen Entwicklungen zu vergleichen und
allenfalls notwendige Korrekturen frihzeitig in die Wege zu leiten.

Der Kanton Aargau spricht sich fur die Festlegung einer realen Anlagerendite von 2,5 % statt 2,0 %
aus (nominale Anlagerendite von 4 %, Teuerungsrate von 1,5 %).

Nach Ansicht der Kantone Genf und Luzern, der Griinen Partei, der Jungen Griinen sowie mehrerer
Organisationen ist die Nominalrendite analog zum BVG-Mindestzinssatz bei 1,5 % festzusetzen. Der
Kanton Obwalden weist darauf hin, dass aus heutiger Sicht die Nominalrendite von 3,5 % als ambitio-
niert erscheine, habe doch beispielsweise die Pensionskasse des Bundes beschlossen, den techni-
schen Zinssatz per 1. Januar 2015 von 3,5 % auf 2,75 % zu senken. Die Grunliberale Partei spricht
sich dafir aus, die Anlagerendite auf 2,75 % zu senken, wahrend die Sozialdemokratische Partei die
Festlegung einer maximalen Anlagerendite von 3,5 % fordert.

Die Sozialdemokratische Partei weist darauf hin, dass die Schatzungen der zu erwartenden Kosten
der Stilllegung und Entsorgung in den vergangenen Jahren nach oben korrigiert werden mussten. Die
Kostenentwicklung hange nicht nur von der Inflation ab, sondern auch von anderen Faktoren wie der
Baukostenteuerung, technischen Erkenntnissen oder einer Sicherheitsmarge. Die von der geltenden
Verordnung postulierte Teuerungsrate von 3 % sei demnach realistisch und auch in der revidierten
Verordnung beizubehalten.

Die Griine Partei, die Jungen Griinen sowie mehrere Organisationen sprechen sich daflir aus, eine
jahrliche nominale Kostensteigerung der Stilllegungs- bzw. Entsorgungsvorhaben von 5 % ins finanz-
mathematische Berechnungsmodell zu integrieren.

5.7.2 Ablehnung einer regelméssigen Anpassung der Anlagerendite und der Teuerungsrate
im 5-Jahres-Rythmus

Die Schweizerische Volkspartei spricht sich gegen die regelmassige Anpassung der Anlagerendite
und der Teuerungsrate aus. Economiesuisse, Alpiq AG, die Axpo Holding AG, die BKW Energie AG
sowie swisselectric lehnen es ab, dass nach jeder Kostenstudie (d.h. im 5-Jahres-Rythmus) gepruft
werden soll, ob die Anlagerendite und die Teuerungsrate Uber eine Verordnungsrevision angepasst
werden miussten. Da das finanzmathematische Modell einen sehr langen Zeithorizont abdecke, muss-
ten auch die zur Anwendung gelangenden Annahmen beziglich Anlagerendite und Teuerungsrate in
der langen Frist sachgerecht und angemessen sein.

5.8 Zwischenveranlagung bis zur endgultigen Ausserbetriebnahme

Die Kantone Basel-Stadt und Solothurn, die FDP.Die Liberalen und die Grinliberale Partei, der
Schweizerische Stadteverband sowie die Stadt Zirich begriissen die vorgesehene engere Festlegung
der Bandbreiten fur zulassige Abweichungen von den Soll-Fondsbestanden (Einschrankung der unte-
ren Bandbreite auf 10 % des Sollwerts).

Gemass der Aktion fur verniinftige Energiepolitik Schweiz ist die Notwendigkeit fir die engere Festle-
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gung der Bandbreiten der Fondsbhestande nicht gegeben.

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund schlagt vor, dass eine Zwischenveranlagung bereits dann
erfolgen soll, wenn Ist und Soll um mehr als 5 % wahrend zweier aufeinanderfolgender Jahre vonein-
ander abweichen.

5.9  Veranlagung und Zwischenveranlagung nach endgultiger Ausserbetriebnahme

Die BKW Energie AG schlagt eine Berechnungsgrundlage von 50 Jahren Betriebsdauer auch bei vor-
zeitiger endglltiger Ausserbetriebnahme und eine entsprechende Anpassung des Verordnungsent-
wurfs vor.

Die Axpo Holding AG, die BKW Energie AG sowie swisselectric begriissen die im Verordnungsentwurf
enthaltene Regelung von Artikel 9a Absatz 2 revSEFV, wonach fir die entsprechende Veranlagungs-
periode keine Beitrage erhoben werden, falls bei der Veranlagung nach der endgtiltigen Ausserbe-
triebnahme der Ist-Wert des Fondskapitals nicht mehr als 10 % unter dem jeweiligen Soll-Wert liegt.

Ausserdem wird von der Axpo Holding AG, der BKW Energie AG sowie swisselectric die Regelung
von Artikel 9a Abs. 3 revSEFV als sachgerecht erachtet, wonach die Méglichkeit besteht, fur allfallige
Beitrage nach der endgiltigen Ausserbetriebnahme Zahlungsfristen von bis zu zehn Jahren zu ge-
wahren.

5.10 Abrechnung am Ende der Beitragspflicht

Alpig AG, die Axpo Holding AG, die BKW Energie AG sowie swisselectric erachten die Konkretisie-
rung von Artikel 9b Absatz 2 revSEFV als sinnvoll und die Frist von fiinf Jahren als nachvollziehbar.

5.11 Rickerstattung

Die Kantone Basel-Stadt und Obwalden, der Schweizerische Stadteverband, die Stadt Zdrich, die
Aktion flr verniinftige Energiepolitik Schweiz sowie die FK-N begrissen die im Revisionsentwurf vor-
gesehenen strengeren Voraussetzungen betreffend die Riickerstattungen.

Nach Ansicht des Schweizerischen Stadteverbands sowie der Stadt Zirich soll bei einem Fondsuber-
schuss die Riickerstattung zuhanden der Betreiber grundséatzlich nur noch indirekt in Form von ausge-
setzten Beitrdgen erfolgen. Dies wirde dem Fonds mehr Stabilitat bringen und eine effektive Umset-
zung der Anlagestrategie unterstitzen.

Fur die Grune Partei, die Jungen Grinen sowie mehrere Organisationen soll die Rickerstattung erst
dann mdglich sein, wenn die Stilllegung abgeschlossen respektive das geologische Tiefenlager end-
gultig verschlossen sei.

Der Schweizerische Gewerkschaftsbund fordert, dass ein Prozentsatz als Voraussetzung fur eine
Ruckerstattung bei Abweichungen zwischen Ist und Soll festgelegt werde (10 % vor und nach Ausser-
betriebnahme).

5.12 Anlagepolitik

Die Grune Partei, die Jungen Grinen sowie mehrere Organisationen sprechen sich fiir eine Anlagepo-
litik aus, die eine vorsichtige Anlagestrategie verfolgt. Diese Anlagestrategie soll in der Verordnung
verankert werden.

5.13 Ausschisse und Fachgruppen

Alpig AG, die Axpo Holding AG, die BKW Energie AG sowie swisselectric sprechen sich gegen das
Mehrheitserfordernis des Bundes in Ausschissen oder Fachgruppen aus, die von der Kommission
eingesetzt werden, da diese Ausschisse und Fachgruppen Uber keine Entscheidungskompetenz ver-
fugten.

Die Grine Partei, die Jungen Griinen sowie mehrere Organisationen fordern, dass die Verwaltungs-
kommission sowie der Anlage- und der Kostenausschuss nicht mit Vertretern der Atomwirtschaft be-
setzt sein durften. Ausserdem sollten (unabhéngige) Finanzexperten Einsitz haben.
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5.14 Begriffsumschreibungen

Alpig AG, die Axpo Holding AG, die BKW Energie AG sowie swisselectric fordern verschiedene An-
passungen der im Anhang umschriebenen Begriffe.

5.15 Ablehnung der Kompetenzdelegation an das Departement

Die Schweizerische Volkspartei, Alpig AG, die Axpo Holding AG, die BKW Energie AG, swisselectric
sowie mehrere Organisationen lehnen die im Verordnungsentwurf vorgesehene Kompetenzdelegation
vom Bundesrat an das Departement ab, wonach letzteres die Begriffsumschreibungen im Anhang der
SEFV der Entwicklung von Wissenschaft und Technik sowie den anerkannten Standards der Buchfiih-
rung anpassen kénnen soll. Stattdessen solle diese Kompetenz beim Bundesrat verbleiben.
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Anhang: Eingegangene Stellungnahmen

Kantone

Zirich

Bern

Luzern

Uri

Schwyz
Obwalden
Nidwalden

Glarus

Zug

Freiburg
Solothurn
Basel-Stadt
Basel-Landschaft
Schaffhausen
Appenzell Ausserrhoden
Appenzell Innerrhoden
St. Gallen
Graubilinden
Aargau

Thurgau

Tessin

Waadt

Wallis
Neuenburg

Genf

Jura

Politische Parteien
Schweizerische Volkspartei
Sozialdemokratische Partei
FDP.Die Liberalen

Grlne Partei
Burgerlich-Demokratische Partei
Grinliberale Partei

Junge Grine

Gesamtschweizerische Dachverbadnde der Gemeinden, Stadte und Berggebiete
Schweizerischer Stadteverband

Gesamtschweizerische Dachverbande der Wirtschaft
Centre Patronal

economiesuisse

Fédération des Entreprises Romandes

GastroSuisse

Schweizerischer Arbeitgeberverband

Schweizerischer Gewerkschaftsbund

Schweizerischer Gewerbeverband

swisscleantech

Swissmem

Travail.Suisse

Verband der Personalvertretungen der Schweizerischen Elektrizitatswirtschaft
Verband o6ffentlicher Verkehr
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Kommissionen und Konferenzen

Finanzkommission des Nationalrates

Kommission fir Umwelt, Raumplanung und Energie des Standerates
Wettbewerbskommission

Elektrizitatswirtschaft

Alpig AG

Axpo Holding AG

BKW Energie AG

Energie Wasser Bern

Nationale Genossenschatft fiir die Lagerung radioaktiver Abfalle
swisselectric

Energiepolitische und technische Organisationen
Aktion fur vernuinftige Energiepolitik Schweiz
Arbeitsgruppe Christen+Energie

Erdél-Vereinigung

Forum Medizin und Energie

InfraWatt

Kettenreaktion

Schweizerische Energie-Stiftung

Schweizerische Vereinigung fir Sonnenenergie
Verein Energy Certificate System

Konsumentenorganisationen
Stiftung fir Konsumentenschutz

Umwelt- und Landschaftsschutzorganisationen
ECO SWISS

Greenpeace

Pro natura

World Wide Fund For Nature Schweiz

Weitere Vernehmlassungsteilnehmer
Rektorenkonferenz der Fachhochschulen Schweiz
Verband freier Autohandel Schweiz

Spontanstellungnahmen

Allianz ,Atomausstieg”

Arztinnen und Arzte fiir soziale Verantwortung/zur Verhiitung des Atomkrieges
Energieforum Nordwestschweiz

Frauen fur den Frieden Schweiz

Oeku Kirche und Umwelt

Stadt Zirich

Verein NWA-Schweiz Nie wieder AKW
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	Mit Beschluss vom 21. August 2013 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zur Revision der SEFV. Die interessierten Kreise hatten bis am 22. November 2013 Gelegenheit, zum Verordnungsentwurf Stellung zu nehmen. An der Vernehmlassung beteiligten sic...

